
Gesetzblatt Teil I Nr. 35 — Ausgabetag: 5. April 1956 305

währt. Es können ihm jedoch im Falle eines durch 
Krankheit bedingten Verbleibens am Auftragsort 
etwaige unvermeidliche Mehrausgaben erstattet werden, 
sofern die Kosten nicht von anderer Seite zu tragen 
sind (z. B. Sozialversicherung).

§ 4
Zu § 4 der Anordnung:

(1) Die für die Berechtigung zur Benutzung der 
2. Wagenklasse (ab 3. Juni 1956 der 1. Wagenklasse) 
vorgeschriebene Fahrstrecke von 150 km umfaßt nur 
die Hinfahrt oder die Rückfahrt. Eine Zusammen­
ziehung von Hin- und Rückfahrt ist nicht gestattet.^

(2) Die Benutzung der 2. Wagenklasse ist auch dann 
zulässig, wenn zur Erreichung des Reisezieles Neben­
strecken benutzt werden, die keine 2. Wagenklasse 
führen und dadurch die Benutzung der 2. Wagenklasse 
nur auf einem Teil der Strecke erfolgen kann, sofern 
die Gesamtstrecke 150 km übersteigt.

(3) Die Erstattung der Fahrkosten der höheren 
Wagenklasse darf nur angewiesen und geleistet werden, 
wenn die Benutzung der höheren Wagenklasse tatsäch­
lich erfolgte und nachgewiesen wird.

(4) Die Fahrkosten für die Benutzung von anderen 
als den regelmäßig verkehrenden öffentlichen Beförde­
rungsmitteln (z. B. Kraftdroschken) dürfen nur in Aus­
nahmefällen und nur dann erstattet werden, wenn sich 
die Gesamtreisekosten dadurch nicht erhöhen.

(5) Zulässige Möglichkeiten zur Erlangung von Fahr­
preisermäßigungen sind auszunutzen.

§ 5
Zu § 5 der Anordnung:
, (1) Voraussetzung für die Eingruppierung in die 
Reisekostengruppe I ist die Beschäftigung in leitender 
Stellung. Die Höhe des Lohnes oder des Gehaltes ist 
nicht ausschlaggebend. Unter die Reisekostengruppe I 
fallen z. B.

in den Organen der staatlichen Verwaltung, den 
mit Haushaltsmitteln ausgestatteten Institutionen 
und Einrichtungen:

Beschäftigte vom Referenten (Vergütungsgruppe II 
der Tarifverträge VBV) an aufwärts;

in der volkseigenen Wirtschaft:

Direktoren, Betriebs- und Abteilungsleiter, Tech­
niker und Ingenieure der Vergütungsgruppen J II 
bis J V, Meister der Vergütungsgruppen M III und 
M IV;
im Gesundheitswesen:
Ärzte, Zahnärzte, Verwaltungsleiter, Direktoren,
Oberinnen;
in der Volksbildung:
Allgemeinbildende Schulen: Schulleiter und Lehr­
kräfte der Gruppen 6 bis 9 (Verordnung vom
19. Dezember 1952 über die Vergütung der Tätig­
keit der Lehrkräfte und der Pionierleiter an all­
gemeinbildenden Schulen sowie der Lehrkräfte für 
die Lehrer- und Erzieherbildung [GBl. S. 1359]),

Berufsschulen: Schulleiter und Lehrkräfte der
Gruppen A 2, B 2 und aufwärts sowie C 2 und auf­
wärts (Verordnung vom 22. Januar 1953 über die 
Vergütung der Tätigkeit der Lehrkräfte im Berufs­
schulwesen [GBl. S. 185]),

Fachschulen: Schulleiter und Lehrkräfte der
Gruppe 4 und aufwärts (Verordnung vom 22. Januar 
1953 über die Vergütung der Tätigkeit der Lehr­
kräfte an den Fachschulen [GBl. S. 202, Ber. S. 956]),

Hochschulen: Professoren, Dozenten, wissenschaft­
liche Assistenten.

(2) Die Reisekostengruppe I umfaßt auch alle Be­
schäftigten, die Einzelvertragsgehälter beziehen.

§ 6
Zu § 6 der Anordnung:

(1) Als Anfang oder Ende einer Dienstreise gilt der 
Zeitpunkt, zu dem das Beförderungsmittel die Abfahrts­
stelle des ständigen Arbeitsortes, des Wohnsitzes oder 
des Auftragsortes verläßt oder erreicht. Bei Orten mit 
mehreren Bahnhöfen (Haltepunkten) gelten bei Dienst­
reisen die Abfahrts- oder Ankunftszeiten des dem 
Arbeitsort, Wohnsitz oder Auftragsort nächst gelegenen 
Bahnhofs (Haltepunktes). Zugverspätungen bis zu einer 
Stunde werden nicht angerechnet. Längere Verspätun­
gen sind nachzuweisen.

(2) Ist in den Großstädten zur Erreichung des Bahn­
hofs vom Arbeitsort, Wohnsitz oder Auftragsort ein 
Nahverkehrsmittel zu benutzen, so wird die Fahrzeit 
des Nahverkehrsmittels für die Dauer der Dienstreise 
mit berechnet. (Das gilt gleichermaßen bei der Rück­
fahrt für die Erreichung des Betriebes oder der Woh­
nung.)

(3) Bei Dienstfahrten, die mit anderen als regel­
mäßig verkehrenden öffentlichen Beförderungsmitteln 
(Kraftwagen) ausgeführt werden, gilt als Beginn oder 
Ende der Dienstreise der Zeitpunkt, zu dem der Be­
schäftigte die Fahrt antritt oder beendet.

§ 7
Zu § 7 der Anordnung:

(1) Arbeitsgebietstagegeld nach § 7 ist grundsätzlich 
zu zahlen an Arbeiter und Angestellte, deren Tätigkeit 
regelmäßig Dienstreisen oder Dienstfahrten in einem 
bestimmten Arbeitsgebiet bedingt, z. B. Beschäftigte im 
Revisions- und Prüfdienst des Rates eines Landkreises, 
Kraftfahrer, Kuriere.

(2) Der Personenkreis, der regelmäßig im Außen­
dienst tätig ist und bei Dienstreisen oder Dienstfahrten 
in seinem ständigen Arbeitsgebiet Arbeitsgebietstage­
geld nach § 7 erhält, ist in jedem Betrieb bzw. jeder 
Verwaltung festzulegen. Für Kraftfahrer, die regel­
mäßig Fahrten nach außerhalb durchführen, ist neben 
dem Gebiet, in dem kein Tagegeld gezahlt wird, das 
Gebiet festzulegen, in dem sie regelmäßig Dienstfahrten 
durchzuführen haben und das für sie als Arbeitsgebiet 
gilt. Für die Eingruppierung in den Personenkreis, der 
Arbeitsgebietstagegeld erhält, ist nicht eine bestimmte 
Anzahl von Tagen ausschlaggebend, in denen der Be­
schäftigte außerhalb des ständigen Dienstortes tätig 
ist, sondern die Art seiner Tätigkeit.

(3) Als räumliche Begrenzung für ein bestimmtes 
Arbeitsgebiet gilt in der Regel das Gebiet eines Land­
kreises.

(4) Beschäftigte, die regelmäßig auf Grund ihrer 
Tätigkeit Arbeitsgebietstagegeld nach § 7 beziehen, er­
halten bei Dienstreisen nach Auftragsorten, die außer­
halb ihres Arbeitsgebietes liegen, Tagegeld nach § 6.


